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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Volksrechte

Im Zuge der Diskussionen um die Gültigkeit der Ecopop- und der
Erbschaftssteuerinitiative reichte die Grüne Fraktion eine Motion ein, mit der sie
klarere gesetzliche Grundlagen für die Ungültigerklärung von Volksinitiativen verlangte.
Wenn Volksinitiativen an der Urne angenommen werden, die in Konflikt mit
internationalem Recht oder mit der in der Bundesverfassung festgeschriebenen
Verhältnismässigkeit stehen, dann sei die bisherige Praxis als zu liberal zu betrachten –
so die Motionäre. Allerdings leide die Rechtssicherheit, wenn die Regeln während der
parlamentarischen Debatte über die Gültigkeit von Volksinitiativen geändert würden.
Aus diesem Grund müsse ein gesetzlich abgestützter, feinerer Kriterienkatalog vorgelegt
werden. Ende August beantragte der Bundesrat die Ablehnung der Motion. Eine
Präzisierung der Gültigkeitsvoraussetzungen reiche nicht, begründete die Regierung.
Die Einschränkung der Volksrechte dürfe nicht auf gesetzlicher, sondern müsse auf
verfassungsrechtlicher Ebene angegangen werden. Lösungen, die in diese Richtung
gingen – der Bundesrat erwähnte etwa die Diskussion zusätzlicher Schranken oder
Bedingungen – seien aber zurzeit nicht mehrheitsfähig. 1

MOTION
DATUM: 20.08.2014
MARC BÜHLMANN

Die Forderung nach einer gesetzlichen Grundlage für eine Verfeinerung der Kriterien
zur Ungültigerklärung von Volksinitiativen, die von der Grünen Fraktion Mitte 2014 per
Motion gestellt und vom Bundesrat zur Ablehnung empfohlen worden war, wird sich in
der von der GP vorgeschlagenen Form nicht verwirklichen. Der Vorstoss wurde
abgeschrieben, weil er seit mehr als zwei Jahren hängig war. Das Thema Ungültigkeit
von Volksinitiativen war damit freilich nicht vom Tisch, hatten doch beide
Staatspolitischen Kommissionen einer parlamentarischen Initiative der SPK-SR Folge
gegeben, die strengere Kriterien bei der Prüfung der Gültigkeit von Volksinitiativen
einführen will.

MOTION
DATUM: 17.06.2016
MARC BÜHLMANN

1) Mo. 14.3510
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